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«Anrede» «Titel» «Nachname»,
am 17.03. wurden Ihnen über Herrn Carsten Sieling 254.248 Unterschriften gegen die Autobahnprivatisierung übergeben. Die Frage ist kein Nischenthema, Autobahnprivatisierung regt viele Menschen wirklich auf. Die Forderung der Bürgerinnen und Bürger, die unterzeichnet haben, lautet: 

„Einstieg in die Autobahnprivatisierung stoppen“

Herr Sieling hat bei der Übergabe der Unterschriften zugesichert, dass niemand (von den Bundesländern) eine Autobahnprivatisierung wolle. Wir müssen allerdings feststellen: 
Die Bundesregierung betreibt den Umbau der Organisation des Fernstraßenbaus mit Vehemenz. 
Als nächsten Schritt geht es um eine Grundgesetzänderung. Dazu liegt nach Angaben von Staatssekretär Enak Ferlemann (vom 13.4.2016) der Entwurf fertig in der Schublade. Wir befürchten, dass die Bundesregierung die Zustimmung zu diesem Entwurf als Verhandlungspunkt im Rahmen der Bund-Länder-Finanzausgleichsverhandlungen einbringt, womöglich schon diese Woche.

Die von vielen Seiten geäußerten Aussage, die deutschen Autobahnen und Bundesstraßen blieben zu 100 Prozent in öffentlichem Eigentum, kann uns nicht beruhigen. Privatisierung hat viele Formen. 
Eine Privatisierung im Bereich der Fernstraßen ist auf wenigstens vier Ebenen geplant:
· durch den Wechsel der Gesellschaft ins Privatrecht

· durch den Einbezug von privatem Kapital in Form von Krediten der Gesellschaft

· durch den Einbezug von privatem Kapital auf Projektebene, d.h. insbesondere durch öffentlich-private Partnerschaften (ÖPPs)

· durch den Übergang vom Verwaltungsmodell der Fernstraßen zum Betreibermodell

Und diese Privatisierungen wären auch bei einem 100-Prozent-Verbleib der Straßen in öffentlicher Hand möglich! Gleichzeitig wird der Verbleib der Fernstraßen in öffentlichem Eigentum entgegen aller Beteuerungen geschwächt und mittelfristig gefährdet. 

Uns beunruhigt auch enorm, dass die Schulden der geplanten neuen Struktur außerhalb von Schuldenbremse und der europäischen Schuldenregeln verbucht werden sollen. Die Autobahnen werden dabei unausgesprochen zur Sicherheit für diese Schattenkredite. Sollen unsere Autobahnen als Sicherheiten für neue Kredite in Schattenhaushalten dienen? Was passiert mit den Infrastrukturen, wenn die Sicherheiten in Anspruch genommen werden müssen?

Das Grundgesetz dient dem langfristigen Schutz des Gemeinwohls. Die Bundesregierung unterliegt aufgrund der aktuellen Mehrheitsverhältnisse der Versuchung, hier nach Kassenlage Änderungen vorzunehmen. Umso wichtiger ist die Rolle der Bundesländer. 
«Anrede» «Titel» «Nachname»,
wir möchten gerne persönlich mit Ihnen über Autobahnprivatisierung und die vorgeschlagene Grundgesetzänderung sprechen. Haben Sie in der Woche vom 30. Mai bis zum 5. Juni Zeit für uns? 
Sie wissen, die Sache ist eilig. Die Bundesregierung hat angekündigt, die Grundgesetzänderung bis zur Sommerpause durchzubringen. Wir möchten Sie daher vorher treffen. Ist das möglich?
Mit freundlichen Grüßen
Mögliche Forderungen zur Übergabe an Ministerpräsidenten:
Lassen Sie keine Vorfestlegung auf eine Grundgesetzänderung zur Autobahn ein!
Weisen Sie den Bund in die Schranken. Wenn die Bundesregierung das Grundgesetz im Bereich der Fernstraßen ändern möchte, soll sie den regulären Weg beschreiten, d.h. den Vorschlag veröffentlichen, ihn gründlich öffentlich diskutieren, im Bundestag verabschieden und dann den Ländern im Bundesrat vorlegen. 
Setzen Sie sich für eine gründliche und öffentliche Debatte ein!

So ein Vorschlag zur Grundgesetzänderung muss gründlich öffentlich diskutiert werden. Im Moment ist zwar bekannt, dass die Bundesregierung einen Entwurf für eine Grundgesetzänderung erarbeitet und abgestimmt hat, der eigentliche Text ist aber noch geheim – vermutlich auch für Sie! In so einer Situation widerspricht jede Einigung zwischen Bund und Ländern auf Regierungsebene den vom Grundgesetz vorgesehenen Abläufen. 

Organisieren  Sie die Diskussion von Autobahnprivatisierung und zugehöriger Grundgesetzänderung in unserem Bundesland!

Die Menschen hier müssen ausreichend Zeit erhalten, um die Vorschläge zu diskutieren. Eine einigung der Länder im Vorfeld würde unsere demokratischen Prinzipien auf den Kopf stellen – und damit auch die Kräfte im Land stärken, denen wenig an unserer Demokratie liegt. 

Sprechen Sie sich gegen eine Grundgesetzänderung im Eilverfahren aus!

Jede Grundgesetzänderung sollte nur nach sorgfältigster Prüfung und Diskussion erfolge. In der Eile liegen Fehler. Vor allem schließt Eile viele Menschen aus, die dann keine Chance haben, sich eine Meinung zu bilden und eventuelle Bedenken zu äußern.

Sprechen Sie sich öffentlich  gegen Autobahnprivatisierung jedweder Form aus.
Privatisierung ist Mist. Die Menschen wissen das. Trotzdem werden von der Politik immer wieder weitere ÖPPs und Privatisierungen durchgedrückt. Helfen Sie mit, das zu verhindern! 
Ihre Wählerinnen und Wähler werden es Ihnen danken – und Sie vielleicht wiederwählen.

